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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 6B_90/2020 vom 22.04.2020 

Regeste 

Weisung bzgl. Aufenthalts bei bedingter Entlassung aus einer stationären Massnahme; 

Frage offen gelassen, wer die Kosten des betreuten Wohnens nach der bedingten 

Entlassung zu tragen hat.  

Eine im Strafgesetzbuch vorgesehene Massnahme ist immer anzuordnen, wenn ihre 

Voraussetzungen gegeben sind. Der Strafrichter ist nicht befugt, von der strafrechtlichen 

Massnahme abzusehen, weil er eine Massnahme erwachsenenschutzrechtlicher oder 

administrativer Natur im konkreten Fall für geeigneter oder zweckmässiger hält Dies gilt 

auch für die Frage, ob die für den Massnahmenvollzug zuständige Behörde bei der 

bedingten Entlassung aus dem Massnahmenvollzug Weisungen erlassen muss.  Erachtet 

die Vollzugsbehörde ein betreutes oder begleitetes Wohnen während der Zeit der 

bedingten Entlassung aus dem Massnahmenvollzug als notwendig, um einer 

Verwahrlosung und einer erneuten Delinquenz entgegenzuwirken, muss sie daher eine 

entsprechende Weisung erlassen, dies selbst dann, wenn bereits entsprechende 

erwachsenenschutzrechtliche Massnahmen ergriffen wurden oder die betroffene Person 

selber eine solche Massnahme wünscht. 

Aus den Erwägungen: 

Ausgangslage: 

Der Beschwerdeführer wurde 2014 u.a. wegen mehrfachen sexuellen Handlungen mit Kindern 

sowie sexueller Nötigung zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und einer stationären 

Massnahme im Sinne von Art. 59 StGB verurteilt. Der VDB des Kantons Zug entliess ihn per 

01.09.2019 und setzte dabei eine Probezeit von 2 Jahren fest. Es wurden die Weisungen 

angeordnet, die deliktsorientierte psychotherapeutische Behandlung weiterzuführen und auf die 

Ausübung einer beruflichen oder organisierten ausserberuflichen Tätigkeit mit Minderjährigen zu 

verzichten. Auf die Anordnung einer Bewährungshilfe wurde angesichts der bestehenden 

Vertretungsbeistandschaft verzichtet. Bzgl. des Wohnens wurde keine Weisung angeordnet. Zum 

Zeitpunkt der bedingten Entlassung war der Beschwerdeführer in einem betreuten Wohnen 

eingewiesen. Den Platzierungsvertrag kündigte der VBD per 31. August 2019, da der VBD ab der 

bedingten Entlassung nicht mehr für die Kostentragung des Aufenthaltes zuständig sei. Der 
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Beschwerdeführer möchte, der er sich nach der bedingten Entlassung weiterhin unter 

Kostentragungsgarantie durch den VDB in der vorangehenden (oder einer anderen gutachtlichen 

empfohlenen Institution) aufhalten kann. 

E.3.4. (…) Das StGB statuiert zwar keine allgemeine Pflicht zur Einholung eines Gutachtens vor 

dem Entscheid über die bedingte Entlassung aus einer stationären therapeutischen Massnahme 

(MARIANNE HEER, in: Basler Kommentar, Strafrecht, Bd. I, 4. Aufl. 2019, N. 11 und 15 zu Art. 

62d StGB). Eine solche Pflicht besteht lediglich im Rahmen von Art. 62d Abs. 2 StGB. Hat der 

Täter eine Tat im Sinne von Art. 64 Abs. 1 StGB begangen - was vorliegend der Fall ist -, so 

beschliesst die zuständige Behörde über die bedingte Entlassung aus der stationären 

therapeutischen Massnahme gestützt auf das Gutachten eines unabhängigen Sachverständigen 

und nach Anhörung einer Kommission aus Vertretern der Strafverfolgungsbehörden, der 

Vollzugsbehörden sowie der Psychiatrie (Art. 62d Abs. 2 Satz 1 StGB). Sachverständige und 

Vertreter der Psychiatrie dürfen den Täter nicht behandelt oder in anderer Weise betreut haben 

(Art. 62d Abs. 2 Satz 2 StGB). Weshalb der VBD beim Beschwerdeführer nicht nach Art. 62d Abs. 

2 StGB vorging, ist unklar. Da die bedingte Entlassung vor Bundesgericht letztlich nicht 

angefochten ist, ist darauf indes nicht zurückzukommen. 

E.4.2. Ausserstrafrechtliche Vorkehrungen, die direkt oder indirekt der Verbrechensverhütung 

dienen, sind bei der Frage nach der Anordnung von strafrechtlichen Massnahmen nicht gänzlich 

bedeutungslos. Allerdings bleibt das Strafrecht dennoch autonom. Eine im Strafgesetzbuch 

vorgesehene Massnahme ist immer anzuordnen, wenn ihre Voraussetzungen gegeben sind. Der 

Strafrichter ist nicht befugt, von der strafrechtlichen Massnahme abzusehen, weil er eine 

Massnahme erwachsenenschutzrechtlicher oder administrativer Natur im konkreten Fall für 

geeigneter oder zweckmässiger hält (BGE 92 IV 77 E. 3 S. 80; Urteile 6B_232/2016 vom 21. 

Dezember 2016 E. 3.3; 6B_596/2011 vom 19. Januar 2012 E. 3.4.2 mit Hinweisen). Dies gilt auch 

für die Frage, ob die für den Massnahmenvollzug zuständige Behörde bei der bedingten 

Entlassung aus dem Massnahmenvollzug Weisungen erlassen muss.   

E.4.3. Dass eine geeignete Unterbringung durch erwachsenenschutzrechtliche Massnahmen 

sichergestellt werden kann, trifft zwar zu. Dies entbindet die Vollzugsbehörde jedoch nicht von 

ihrer Pflicht, bei Bedarf eine entsprechende Weisung zu erlassen, d.h. mittels Weisungen 

festzulegen, an welche aus strafrechtlicher bzw. deliktspräventiver Sicht notwendigen Regeln 

bezüglich Wohnen sich die bedingt aus dem Massnahmenvollzug entlassene Person halten 

muss, damit sich eine günstige Prognose rechtfertigt. Bei der bedingten Entlassung handelt es 

sich um die letzte Stufe des Massnahmenvollzugs vor der definitiven bzw. endgültigen Entlassung 

nach Art. 62b StGB (HEER, a.a.O., N. 20 und 20c zu Art. 62 StGB). Es geht dabei nicht um eine 

Beendigung der Massnahme an sich, sondern nur um eine Modifizierung der Art des Vollzugs 

(HEER, a.a.O., N. 18a zu Art. 62 StGB). In dieser letzten Phase des Massnahmenvollzugs bleibt 

die Vollzugsbehörde grundsätzlich für die bedingt aus dem Massnahmenvollzug entlassene 

Person verantwortlich (vgl. zum Zweck und Wert der Betreuung während der bedingten 

Entlassung auch HEER, a.a.O., N. 19a zu Art. 62 StGB). Erachtet die Vollzugsbehörde ein 

betreutes oder begleitetes Wohnen während der Zeit der bedingten Entlassung aus dem 

Massnahmenvollzug als notwendig, um einer Verwahrlosung und einer erneuten Delinquenz 

entgegenzuwirken, muss sie daher eine entsprechende Weisung erlassen, dies selbst dann, 

wenn bereits entsprechende erwachsenenschutzrechtliche Massnahmen ergriffen wurden oder 

die betroffene Person selber eine solche Massnahme wünscht (in diesem Sinne wohl auch HEER, 

a.a.O., N. 44 zu Art. 62 StGB, wonach sog. "outpatient commitments" zwecks Durchsetzbarkeit 

Gegenstand von Weisungen im Sinne von Art. 62 Abs. 3 StGB sein können).   
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Anders verhält es sich nach der definitiven Entlassung aus dem Massnahmenvollzug, da nach 

diesem Zeitpunkt keine Möglichkeit mehr besteht, mittels Weisungen auf die betroffene Person 

einzuwirken. Art. 62c Abs. 5 StGB verpflichtet die zuständige Behörde daher, der 

Erwachsenenschutzbehörde Mitteilung zu erstatten, wenn sie bei der Aufhebung einer stationären 

therapeutischen Massnahme eine Massnahme des Erwachsenenschutzes für angezeigt hält. 

Daraus kann entgegen der Vorinstanz (vgl. angefochtener Entscheid S. 12) nicht geschlossen 

werden, erwachsenenschutzrechtliche Anordnungen hätten einer entsprechenden Weisung des 

Massnahmenvollzugs als mildere Massnahme auch für die Dauer der Probezeit vorzugehen. 

Ohnehin ist fraglich, ob eine Vorkehrung bezüglich der Wohnsituation als milder eingestuft werden 

kann, weil sie nicht auf einer Weisung des Massnahmenvollzugs, sondern auf einer Anordnung 

der Erwachsenenschutzbehörde basiert.  

E.4.4. Wie auch die Bewährungshilfe ermöglichen Weisungen der Vollzugsbehörde während der 

Dauer der Probezeit eine gewisse Kontrolle über die bedingt aus dem stationären 

Massnahmenvollzug entlasse Person auszuüben. Mittels einer entsprechenden Betreuung 

während der Probezeit können Risiken schnell und zuverlässig erkannt und Probleme sofort 

behoben werden (HEER, a.a.O., N. 19a zu Art. 62 StGB). Missachtet die bedingt aus dem 

Massnahmenvollzug entlassene Person die Weisungen, so erstattet die für die Kontrolle der 

Weisungen zuständige Behörde dem Gericht oder den Strafvollzugsbehörden Bericht (Art. 62a 

Abs. 6 i.V.m. Art. 95 Abs. 3 StGB). Dies kann zu einer Verlängerung der Probezeit führen (Art. 

62a Abs. 6 i.V.m. Art. 95 Abs. 4 lit. a StGB). Sodann können Weisungen aufgehoben oder 

angepasst werden (Art. 62a Abs. 6 i.V.m. Art. 95 Abs. 4 lit. c StGB) oder es kann zusätzlich 

Bewährungshilfe angeordnet werden (Art. 62a Abs. 6 i.V.m. Art. 95 Abs. 4 lit. b StGB). Das 

Gericht kann im Falle einer Missachtung von Weisungen zudem die Rückversetzung in den 

Massnahmenvollzug anordnen, wenn ernsthaft zu erwarten ist, dass der Verurteilte neue 

Straftaten begeht (Art. 62a Abs. 6 i.V.m. Art. 95 Abs. 5 StGB). Diese Möglichkeiten entfallen 

weitgehend, wenn angesichts einer laufenden erwachsenenschutzrechtlichen Massnahme für die 

Dauer der Probezeit auf Weisungen verzichtet wird, obschon die Voraussetzungen dafür erfüllt 

wären.   

Hinzu kommt, dass der Informationsaustausch zwischen Erwachsenenschutz und 

Massnahmenvollzug nur in beschränktem Umfang gewährleistet ist, da das Gesetz den Beistand 

und die Erwachsenenschutzbehörde zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit nicht 

überwiegende Interessen entgegenstehen (Art. 413 Abs. 2 und Art. 451 Abs. 1 ZGB). Der 

Beistand hat in einem allfälligen Strafverfahren gegen die verbeiständete Person aufgrund der 

persönlichen Beziehung zu dieser ein Zeugnisverweigerungsrecht (Art. 168 Abs. 1 lit. g StPO) 

und er ist von der behördlichen Pflicht zur Anzeige von Straftaten ausgenommen (Art. 302 Abs. 3 

StPO). Zwar statuiert Art. 453 ZGB eine Pflicht der Erwachsenenschutzbehörde zur 

Zusammenarbeit mit den betroffenen Stellen und der Polizei, wenn die ernsthafte Gefahr besteht, 

dass eine hilfsbedürftige Person sich selbst gefährdet oder ein Verbrechen oder Vergehen 

begeht, mit dem sie jemanden körperlich, seelisch oder materiell schwer schädigt. Die 

Bestimmung regelt jedoch bloss eine minimale Zusammenarbeit der Behörden, da auch die 

Geheimhaltungsinteressen der betroffenen Person sicherzustellen sind (vgl. THOMAS GEISER, 

in: Basler Kommentar, Zivilgesetzbuch I, 6. Aufl. 2018, N. 1 zu Art. 453 ZGB).  

E.4.5. Die Vorinstanz hält eine Weisung bezüglich Wohnsituation angesichts der laufenden 

Vertretungsbeistandschaft nicht für notwendig, obschon sie selber davon auszugehen scheint, 

das betreute Wohnen sei Voraussetzung für eine günstige Legalprognose. Damit verkennt sie die 
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Rechtslage. Die Vorinstanz hätte über entsprechende Weisungen sicherstellen müssen, dass der 

Beschwerdeführer nach seiner bedingten Entlassung aus dem Massnahmenvollzug die 

notwendige Unterstützung im Alltag in Anspruch nimmt. Weisungen hätten sich vorliegend um so 

mehr aufgedrängt, als der Beschwerdeführer ohne aktuelles Gutachten und ohne aktuellen 

Therapiebericht aus dem Massnahmenvollzug entlassen wurde. Erwachsenenschutzrechtliche 

Massnahmen können entsprechende Weisungen des Massnahmenvollzugs nicht ersetzen bzw. 

machen solche nicht überflüssig. Mit einer Weisung der Vollzugsbehörde bezüglich Wohnsituation 

wird zum Ausdruck gebracht, dass entsprechende Regeln aus deliktspräventiver Sicht notwendig 

sind. Zulässig ist es jedoch, die Umsetzung einer solchen Weisung der betroffenen Person und 

ihrem Beistand zu überlassen, wobei die für die Kontrolle der Weisung zuständige Behörde 

sicherstellen muss, dass die Weisung auch tatsächlich eingehalten bzw. umgesetzt wird.   

E.5.2. Gemäss Art. 380 Abs. 1 StGB tragen die Kantone die Kosten des Massnahmenvollzugs. 

Die verurteilte Person muss sich an den Vollzugskosten im Rahmen von Art. 380 Abs. 2 und 3 

StGB beteiligen. Die Vorinstanz vertritt im angefochtenen Entscheid die Auffassung, es bestehe 

keine gesetzliche Grundlage für eine (subsidiäre) Pflicht der Vollzugsbehörde zur Übernahme der 

Kosten des betreuten Wohnens des Beschwerdeführers nach der bedingten Entlassung aus dem 

Massnahmenvollzug (angefochtener Entscheid E. 3.4 S. 12). Der Beschwerdeführer anerkennt 

zumindest implizit, dass sich die von ihm behauptete Kostenpflicht nicht aus Art. 380 Abs. 1 

StGB ergibt, da er sich hierfür in seiner Beschwerde direkt auf Art. 62 Abs. 3 StGB abstützt. 

Letztere Bestimmung äussert sich indes nicht zur Frage, wer bei einer Weisung zum betreuten 

Wohnen für die entsprechenden Wohnkosten aufkommen muss. Selbst wenn die Vorinstanz eine 

Weisung zum betreuten Wohnen im Sinne von Art. 62 Abs. 3 StGB erlassen hätte bzw. hätte 

erlassen müssen, ist folglich fraglich, ob damit von Bundesrechts wegen eine Pflicht des VBD 

bzw. des Kantons Zug einhergeht, subsidiär für die damit einhergehenden Kosten 

aufzukommen.   

Letztlich kann die Frage jedoch offenbleiben. Aus Art. 62 Abs. 3 StGB ergibt sich auf jeden Fall 

keine Pflicht der Vollzugsbehörde, in einer allfälligen Weisung zum betreuten Wohnen 

festzuhalten, wer für die entsprechenden Wohnkosten aufzukommen hat. Folglich ist es auch 

nicht am Bundesgericht, im Rahmen einer Beschwerde in Strafsachen gegen den Entscheid über 

die bedingte Entlassung darüber zu befinden, wer die Kosten des betreuten Wohnens nach der 

bedingten Entlassung zu tragen hat.  

 

 


